
P o  I i z e i v· e r o r d n u n g 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

und gegen umweltschädliches Verhalten 
(Straßen- und Anlagenpolizeiverordnung - StrAnlPolVO) 

vom 8. März 2001 
(Heidelberger Stadtblatt vom 16. Mai 2001) 

3.1 

Aufgrund von § 1 O Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 1, § 1 5 und § 18 Abs. 1 des Polizeigeset­
zes für Baden-Württemberg in der Fassung vom 13. Januar 1992 (GBI. S. 1, berichtigt S. 596 
und GBI. 1993, S. 155), geändert durch Gesetz vom 7. Februar 1994 (GBI. S. 73, 7 4), Gesetz 
vom 22. Juli 1996 (GBI. S. 501) und Art. 1 Änderungsgesetz ·vom 15. Dezember 1998 (GBI. 
S. 660) sowie Art. 1 Änderungsgesetz vom 19. Dezember 2000 (GBI. S. 752) wird mit Zustim­
mung des Gemeinderats verordnet:

§ 1

Geltungsbereich und Begriffsbestimmung 

(1) Diese Polizeiverordnung gilt für öffentliche Straßen und deren Einrichtungen sowie für öf­
fentliche Anlagen und deren Einrichtungen im Stadtgebiet Heidelberg.
Soweit Vorschriften dieser Polizeiverordnung sich auf öffe'ntliche Straßen, öffentliche Anla­
gen oder Einrichtungen beziehen, ist Voraussetzung für ihre Anwendbarkeit allein deren öf­
fentliche Zugänglichkeit; auf Eigentumsverhältnisse oder Widmung kommt es nicht an.

(2) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind alle Straßen, Wege und Plätze,
die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind oder auf denen ein tatsächlicher öffentlicher
Verkehr stattfindet. Zu den -öffentlichen Straßen gehören insbesondere auch Fahrbahnen,
Brücken, Tunnels, Randstreifen, Radwege, Gehwege, Gehflächen, Treppen, Passagen, Fuß­
gängerunterführungen, Durchlässe, Zugänge zu Tiefgaragen, Parkplätze, Haltestellen der
öffentlichen Verkehrsbetriebe einschließlich der Zu- und Abgänge zu den Stationen, Vertei­
lerebenen, Treppen. und Bahnsteige, Haltebuchten, Wartehäuschen, Straßenböschungen
und Stützmauern.

(3) Öffentliche Anlagen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind gärtnerisch gestaltete Anlagen
oder sonstige Grünanlagen, die der Erholung der Bevölkerung oder der Gestaltung des
Orts- und Landschaftsbildes dienen und der Öffentlichkeit zugänglich sind. Dazu gehören
auch Verkehrsgrünanlagen und öffentlich zugängliche Kinderspielplätze.

(4) Einrichtungen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind alle Gegenstände und bauliche Anla­
gen, die zur zweckdienlichen Benutzung von Straßen oder Anlagen aufgestellt oder ange­
bracht sind, insbesondere Bänk�, Stühle, Abfall- und Wertstoffbehälter, Spielgeräte und
Wartehäuschen sowie Bedürfnisanstalten.

§2

Belästigung der Allgemeinheit 

(1) Auf öffentlichen Straßen und in öffentlichen Anlagen ist untersagt:

1 . das Nächtigen,
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